
 

 

 

 

 

 
Bayerisches  Staatsministerium  

der  Finanzen  und  für  Heimat   
  
  
  
  

Durchführung  des  Gesetzes  zur  Finanzierung  von  Infrastrukturinvesti-
tionen  von  Ländern  und  Kommunen  (LuKIFG)  
hier:  Einmaliger  Bericht  zum  31.  März  2026  

 

1.  Verfahren  zur  Durchführung  des  LuKIFG  

a)  Rechtsgrundlagen  und  Umsetzungsregeln  

Grundlage  für  die  Verteilung  der  Ausgabemittel,  welche  durch  das  Lu-

KIFG  zur  Verfügung  gestellt  werden,  stellt  das  Gesetz  über  die  Fest-

stellung  des  Haushaltsplans  des  Freistaates  Bayern  für  die  Haushalts-

jahre  2026  und  2027  (Haushaltsgesetz  2026/2027  –  HG  2026/2027)  

dar,  welches  zum  Zeitpunkt  des  Berichts  das  Gesetzgebungsverfahren  

noch  nicht  vollständig  durchlaufen  haben  wird.  Im  Entwurf  sind  vom  

dem  Freistaat  Bayern  insgesamt  lt.  §  1  Absatz  1  LuKIFG  zustehenden  

Betrag  in  Höhe  von  15.702,3  Mio.  €  6.980,5  Mio.  €  (rd.  44  %)  veran-

schlagt  worden.  

Per  Haushaltsvermerk  vor  den  entsprechenden  Kapiteln  des  Einzel-

plans  13  (Allgemeine  Finanzverwaltung)  13  24,  13  26  und  13  27  wer-

den  die  Programmvolumina  in  ihrer  Gesamthöhe  für  die  Jahre  2026  

und  2027  für  die  einzelnen  geplanten  Maßnahmen  für  verbindlich  er-

klärt,  jedoch  nicht  die  Verteilung  auf  die  beiden  Jahre.  Es  wurde  kein  

Haushaltsvermerk,  der  die  Übertragbarkeit  der  Mittel  zulässt,  ausge-

bracht.  Zudem  bestehen  keine  Deckungs- oder  Verstärkungsmöglich-

keiten  in  andere  Einzelpläne  oder  Kapitel  des  Einzelplans  13.  

Mit  Blick  auf  die  Verwaltungsvereinfachung  ist  im  Haushaltsvermerk  zu  

den  o.  g.  Kapiteln  des  Einzelplans  13  vorgesehen,  dass  Ausgaben  bis  

zu  einem  Monat  aus  bayerischen  Landesmitteln  vorfinanziert  werden  

dürfen.  Der  Abruf  der  Bundesmittel  orientiert  sich  in  diesem  Fall  an  den  

geleisteten  Ist-Ausgaben  im  bayerischen  Landeshaushalt.  
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b)  Zuwendungsverfahren  

Soweit  die  Mittel  aus  dem  Sondervermögen  als  Zuwendung  ausge-

reicht  werden,  richtet  sich  das  Verfahren  nach  Art.  23,  44  BayHO  und  

den  dazu  erlassenen  Verwaltungsvorschriften.  Zur  Durchführung  des  

LuKIFG  wird  es  teilweise  neue  Förderverfahren  geben,  teilweise  wer-

den  bestehende  Landesförderprogramme  aufgestockt.  Das  Bewilli-

gungsverfahren  richtet  sich  nach  den  VV  zu  Art.  44  BayHO,  die  im  We-

sentlichen  den  zuwendungsrechtlichen  Vorgaben  des  Bundes  in  den  

VV  zu  §  44  BHO  entsprechen.  Die  Kommune  stellt  einen  Förderantrag,  

der  durch  die  jeweils  zuständige  Bewilligungsstelle  geprüft  wird  (hier-

bei  wird  auch  die  Finanzierbarkeit  der  Maßnahme  aus  Mitteln  des  Son-

dervermögens  geprüft).  Bei  positivem  Ausgang  der  Antragsprüfung  

wird  eine  Zuwendung  zur  Projektförderung  durch  Bescheid  bewilligt.  

Die  Auszahlung  der  Fördermittel  durch  die  Bewilligungsstelle  an  die  

Kommune  erfolgt  nach  den  Vorgaben  der  einzelnen  Förderprogramme  

(meist  im  Anforderungsverfahren  mit  einer  Verwendungsfrist  von  bis  

zu  drei  Monaten).  

Bei  den  im  Rahmen  der  Krankenhausinvestitionsförderung  geför-

derten  Investitionsmaßnahmen  richtet  sich  das  Verfahren  nach  Art.  11  

des  Bayerischen  Krankenhausgesetzes  (BayKrG)  i.  V.  m.  Abschnitt  1  

„Einzelförderung  von  Investitionen“  der  Verordnung  zur  Durchführung  

des  Bayerischen  Krankenhausgesetzes  (DVBayKrG).  Die  Förderung  

erfolgt  trägerneutral,  d.h.  Förderanträge  können  alle  in  den  Kranken-

hausplan  des  Freistaates  Bayern  aufgenommenen  (kommunalen,  frei-

gemeinnützigen  und  privaten)  Krankenhausträger  stellen.  Die  örtlich  

zuständige  Bezirksregierung  prüft  als  Förderbehörde  die  Förderan-

träge.  Sie  erteilt  nach  Abschluss  der  fachlichen  Prüfung  i.  d.  R.  jährlich  

einen  Bewilligungsbescheid  bis  zur  Höhe  der  für  das  jeweilige  Haus-

haltsjahr  bereitgestellten  Fördermittel.  Die  Auszahlung  der  bewilligten  

Fördermittel  erfolgt  durch  die  Bezirksregierungen  auf  Anforderung  der  

Krankenhausträger  für  bereits  geleistete  Zahlungen  sowie  für  inner-

halb  von  drei  Monaten  fällige  Zahlungen.  
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Einen  Teil  der  Mittel  erhalten  die  Kommunen  als  kommunales  Inves-

titionsbudget.  Hierzu  wird  das  Bayerische  Finanzausgleichsgesetz  

geändert  (Verabschiedung  voraussichtlich  im  April  2026).  Die  Leistun-

gen  aus  dem  kommunalen  Investitionsbudget  werden  damit  als  ge-

setzlich  geregelte  Finanzzuweisungen  ausgereicht.  Analog  den  För-

derverfahren  müssen  die  Kommunen  die  Mittel  dann  maßnahmenbe-

zogen  mit  einer  Verwendungsfrist  von  bis  zu  drei  Monaten  abrufen.  

 

Die  investiven  Stabilisierungshilfen  werden  vom  Bayerischen  Staats-

ministerium  der  Finanzen  und  für  Heimat  als  Finanzzuweisungen  auf  

Grundlage  eines  jährlichen  Richtlinienschreibens  bewilligt.  Die  Aus-

zahlung  der  Mittel  erfolgt  erst  nach  geleisteter  Zahlung  und  nach  Prü-

fung  der  zweckentsprechenden  Verwendung.  
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2.  Ausgestaltung  der  Mittelverteilung  im  Land,  zwischen  Land  und  

Kommunen  sowie  zwischen  Kommunen  

a)  Mittelverteilung  und  Abrufverfahren  

Bayern  stehen  aus  dem  LuKIFG  insgesamt  Mittel  in  Höhe  von  

15.702,3  Mio.  €  zu.  Mit  dem  Doppelhaushalt  2026/2027  erfolgt  zu-

nächst  die  Festlegung  für  eine  erste  Tranche  in  Höhe  von  

6.980,5  Mio.  €;  davon  1.960,5  Mio.  €  für  staatliche  Maßnahmen  und  

5.020,0  Mio.  €  für  kommunale  Maßnahmen.  Dies  entspricht  einem  

Kommunalanteil  von  rd.  72  %.  Mit  den  kommunalen  Spitzenverbänden  

wurde  vereinbart,  dass  der  Kommunalanteil  über  die  gesamte  Lauf-

zeit  zwischen  60  %  und  70  %  liegen  soll.  Weitere  Festlegungen  wur-

den  nicht  getroffen,  um  flexibel  auf  sich  verändernde  Bedarfe  reagie-

ren  zu  können.  Der  Kommunalanteil  im  Doppelhaushalt  2026/2027  ist  

deshalb  höher,  weil  hier  Mittel  veranschlagt  sind,  die  über  mehrere  

Jahre  zur  Verfügung  stehen.   

Die  LuKIFG-Ausgabemittel  werden  im  HKR-Verfahren  des  Bundes  

durch  das  BMF  zunächst  an  die  zentrale  LuKIFG-Clearingstelle  des  

Freistaats  Bayern  beim  Bayer.  Staatsministerium  der  Finanzen  und  für  

Heimat  in  einem  Gesamtbetrag  in  Anlehnung  an  die  Quartalsmeldung  

zugewiesen.  Die  LuKIFG-Clearingstelle  weist  den  bayerischen  Mini-

sterien  (soweit  diesen  LuKIFG-Mittel  gem.  Haushaltsplan  zustehen)  in  

HKRweb  die  ihnen  gemäß  Quartalsmeldung  beantragten  Mittel  zu.  

Auch  den  entsprechenden  Fachreferaten  im  Bayer.  Staatsministerium  

der  Finanzen  und  für  Heimat  (z.  B.  „Kommunaler  Finanzausgleich“)  

werden  entsprechende  Mittel  für  die  Kommunen  zugewiesen.  Die  Be-

wirtschaftung  erfolgt  in  Bayern  dezentral  durch  das  fachliche  zustän-

dige  Ministerium  im  Integrierten  Haushalts- und  Kassenverfahren  

(IHV)  des  Freistaats  Bayern.  In  der  Folge  sind  die  einzelnen  Ministe-

rien  für  einen  rechtzeitigen  Mittelabruf  und  Verbuchung  der  Einnahme  

im  Staatshaushalt  verantwortlich.  Im  Staatsministerium  der  Finanzen  

und  für  Heimat  übernimmt  dies  für  die  beteiligten  Fachreferate  die  Lu-

KIFG-Clearingstelle  zentral.  
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Die  Mittelverteilung  durch  die  LuKIFG-Clearingstelle  des  Staatsminis-

teriums  der  Finanzen  und  für  Heimat  wird  erst  mit  Bekanntmachung  

des  Haushaltsgesetzes  2026/2027  beginnen,  da  die  Veranschlagung  

der  Ausgabemittel  für  die  einzelnen  Maßnahmen  erst  durch  den  Bay-

erischen  Landtag  als  Haushaltsgesetzgeber  beschlossen  werden  

muss.  In  Folge  dessen  stehen  während  der  Zeit  der  vorläufigen  Haus-

halts- und  Wirtschaftsführung  2026  bis  zur  Bekanntmachung  des  

Haushaltsgesetzes  2026/2027  noch  keine  Mittel  aus  dem  LuKIFG  zur  

Verfügung.  

b)  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  finanzschwacher  Kommunen  

In  Bayern  werden  die  Bedürfnisse  finanzschwacher  Kommunen  bei  

der  Umsetzung  des  LuKIFG  in  Bayern  in  hohem  Maße  berücksichtigt.  

In  manchen  Förderprogrammen  sind  die  Fördersätze  nach  der  indivi-

duellen  Finanzlage  der  Kommune  gestaffelt  (finanzschwächere  Kom-

munen  erhalten  hier  also  höhere  Fördersätze),  beispielsweise  bei  der  

Förderung  kommunaler  Baumaßnahmen  an  öffentlichen  Schulen  und  

Kindertageseinrichtungen  gemäß  Art.  10  BayFAG.  Die  investiven  Sta-

bilisierungshilfen  kommen  grundsätzlich  nur  finanzschwachen  Kom-

munen  zugute.  Das  kommunale  Investitionsbudget  wird  grundsätzlich  

nach  Einwohnern  verteilt.  Diese  werden  jedoch  nach  umgekehrter  Um-

lagekraft  gewichtet,  so  dass  finanzschwächere  Kommunen  ein  höhe-

res  Budget  erhalten  als  ihnen  nach  der  Einwohnerzahl  zustehen  

würde.  Besonders  umlagestarke  Gemeinden  erhalten  keine  Zuwei-

sung  aus  dem  kommunalen  Investitionsbudget.  
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3.  Schwerpunkte  der  Verwendung  der  Bundesmittel  

Die Mittel aus dem Sondervermögen stehen für einen längeren Zeitraum 

zur Verfügung. Die Maßnahmen in der Aufgabenzuständigkeit der Kom-

munen werden im Kap. 13 24 und die Maßnahmen in der Aufgabenzu-

ständigkeit des Freistaats Bayern in den Kap. 13 26 und 13 27 veran-

schlagt. 

Folgende Maßnahmen nach dem LuKIFG sollen im Rahmen des Doppel-

haushalts 2026/2027 durchgeführt werden: 

Bayer.  Staatsministerium  des  Inneren,  für  Sport  und  In-
tegration   
Investitionen  in  die  Innere  Sicherheit/Polizei-Budget  
Katastrophenschutz/Rettungsdienst  
Investitionsmaßnahmen bei der Sportschule Oberhaching       
Investitionsmaßnahmen  an  den  Tennisanlagen   
des  MTTC  Iphitos  

Bayer.  Staatsministerium  der  Justiz   
Ausstattung  der  Justizvollzugsanstalten  und  Abschiebungs-
hafteinrichtungen   
Sicherheitsmaßnahmen und neue psychiatrische Abteilung      

Bayer.  Staatsministerium  für  Unterricht  und  Kultus   
Baumaßnahmen  Gymnasium  Pfarrkirchen  
Zuweisungen für Mehraufwendungen bei Baumaßnahmen 
wegen  Einführung  des  neunjährigen  Gymnasiums  im  Rah-
men  des  Konnexitätsprinzips  

     

Zuweisungen  an  den  Zweckverband  Bayerischer  Landschul-
heime  für  Baumaßnahmen   
Privatschulbauförderung  Baukostenersatz  bzw.  Baukostenför-
derung  private  Schulen  

Bayer.  Staatsministerium  der  Finanzen  und  für  Heimat   
Maßnahmen  der  Zukunftskommission  #Digitales  Bayern  5.0  
Breitbandausbau  
IT-Infrastruktur  der  Steuerverwaltung  

Bayer.  Staatsministerium  für  Wirtschaft,  Landesentwick-
lung  und  Energie   
Defense  Lab  Erding  (DLE)  
Institutsgebäude  für  Leibniz-LSB@TUM  

Bayer.  Staatsministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft,
Forsten  und  Tourismus  

 

Förderung  der  Dorferneuerung  im  Rahmen  der  Integrierten  
Ländlichen  Entwicklung  

Programm- 
volumen   

Mio.  €  

200,0  
20,0  
10,0  
10,0  

18,0 

12,0 

2,5 
65,0 

12,5  

90,0  

100,0  
250,0  
220,0  

50,0  
60,0  

45,0  
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Investitionszuschüsse  an  die  Bayerischen  Staatsgüter  

Bayer.  Staatsministerium  für  Wohnen,  Bau  und  Verkehr  
Schwimmbadförderung  
Frankenschnellweg  Nürnberg  
Kommunaler  Wohnungsbau  
Staatsstraßenbau  

Bayer.  Staatsministerium  für  Familie,  Arbeit  und  Soziales  
Maßregelvollzug  
Behindertenplan  

Bayer.  Staatsministerium  für  Umwelt  und  Verbraucher-
schutz   
Umsetzung  von  Hochwasserschutzmaßnahmen  
Förderung  der  Errichtung  von  Grün- und  Erholungsanlagen  
aus  Anlass  von  Landesgartenschauen  
Förderung  des  (Neu-)Baus  einer  Reptilienauffangstation  

Kommunaler  Finanzausgleich  
Kommunales  Investitionsbudget  gemäß  Art.  12a  BayFAG  
Bedarfszuweisungen  gemäß  Art.  11  BayFAG  
Förderung  des  Baus  von  Abwasseranlagen  und  Wasserver-
sorgungsanlagen  
Förderung  des  Baus  öffentlicher  Schulen  und  Kindertagesein-
richtungen  gemäß  Art.  10  BayFAG  
Finanzzuweisungen  für  den  Bau  öffentlicher  Schulen  und  Kin-
dertageseinrichtungen  gemäß  Art.  12a  Abs.  5  BayFAG  
Förderung  von  Krankenhausinvestitionen  an  kommunalen,  
privaten  und  freigemeinnützigen  Krankenhäusern  gemäß  Art.  
11  BayKrG  

Bayer.  Staatsministerium  für  Gesundheit,  Pflege  und  Prä-
vention  
Investitionen  nach  der  KleinK-FöR  

Bayer.  Staatsministerium  für  Wissenschaft  und  Kunst   
IT-Sicherheit  und  Digitalisierung  an  den  Uniklinika  sowie  
kleine  Baumaßnahmen  
Technische  Universität  Nürnberg  
Technische  Universität  München  (Interimshörsaal  Ottobrunn)  
Großgeräte  Uniklinika  
Hochbaumaßnahmen  

Programm-

10,0  

10,0  
25,0  

1.000,0  
100,0  

70,0  
20,0  

195,0  
5,0  

8,0  

2.000,0  
200,0  
100,0  

650,0  

900,0 

260,0 

10,0 

200,0 

10,0 
60,0  

147,5  
600,0 
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Anhand  der  Auswertung  der  Funktionskennziffern  ergibt  sich  nähe-

rungsweise  folgende  Zuordnung  zu  den  Förderbereichen  im  Sinne  des  §  3  

Absatz  1  LuKIFG  für  die  Jahre  2026  und  2027:  

Haushaltsjahr  [Mio.  €]  
Förderbereich  

2026  2027  
Bevölkerungsschutz  185,0  180,0  
Verkehrsinfrastruktur  324,5  368,5  
Krankenhaus-,  Rehabilitati-
ons- und  Pflegeinfrastruktur  145,0  215,0  

Energie- und  Wärmeinfra-
struktur  

0,0  0,0  

Bildungsinfrastruktur  1.635,4  753,0  
Betreuungsinfrastruktur  4,0  16,0  
Wissenschaftsinfrastruktur  178,6  146,0  
Forschung  und  Entwicklung  26,5  33,0  
Digitalisierung  350,0 220,0  
Summe  2.849,0  1.931,5  

Hinweis:  Von  dem  Kommunalanteil  werden  2.000,0  Mio.  €  den  Gemein-

den  und  Landkreisen  als  kommunale  Investitionsbudgets,  weitere  

200  Mio.  €  als  investive  Stabilisierungshilfen  zur  Verfügung  gestellt.  Über  

die  Verwendung  der  Mittel  aus  dem  kommunalen  Investitionsbudget  und  

der  investiven  Stabilisierungshilfen  entscheiden  die  Kommunen  selbst.  

Daher  ist  für  diesen  Teil  vorab  keine  Zuordnung  zu  den  Infrastruktur-

bereichen möglich. 

Über  die  Verwendung  der  weiteren,  noch  verfügbaren  Mittel  aus  dem  Son-

dervermögen  ist  auch  unter  Berücksichtigung  künftiger  Bedarfe  im  Zuge  

kommender  Haushaltsaufstellungen  zu  entscheiden.  
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4.  Verfahren  zur  Sicherstellung  der  zweckentsprechenden  Mittelver-

wendung  in  Ländern  und  Kommunen  

Der  Vollzug  und  damit  auch  die  Verwendungsprüfung  staatlicher  Mittel  

obliegt  den  jeweiligen  fachlich  zuständigen  Ressortministerien.  Die  Lu-

KIFG-Clearingstelle  des  Bayer.  Staatsministerium  der  Finanzen  und  für  

Heimat  nimmt  hier  nicht  die  Rolle  einer  zentralen  Prüfinstanz  ein.  

Der  Nachweis  über  die  Verwendung  der  LuKIFG-Mittel  richtet  sich  bei  Zu-

wendungen  an  die  Kommunen  nach  VV  Nr.  8  zu  Art.  44  BayHO  und  Nr.  7  

ANBest-P.  Innerhalb  einer  angemessenen  Frist  wird  ein  Verwendungs-

nachweis  oder  (sofern  zugelassen)  eine  Verwendungsbestätigung  vorge-

legt.  Für  die  Verwendungsbestätigung  geben  die  VV  zu  Art.  44  BayHO  ein  

einheitliches  Muster  vor.  Der  Verwendungsnachweis  einer  Kommune  be-

steht  aus  einem  Sachbericht,  einem  zahlenmäßigen  Nachweis  sowie  zu-

sätzlich  einer  Belegliste.   

 

Die  Prüfung  der  Nachweise  richtet  sich  nach  VV  Nr.  10  zu  Art.  44  BayHO.  

Jeder  Nachweis  wird  zunächst  kursorisch  geprüft  (Prüfumfang  vgl.  VV  

Nr.  10.1  zu  Art.  44  BayHO;  u.  a.  Vollständigkeit  der  Nachweise,  Schlüs-

sigkeitsprüfung  des  Sachberichts,  Verstöße  gegen  vorzeitigen  Vorhaben-

beginn,  Einhaltung  Ausgaben- und  Finanzierungsplan).  Zudem  erfolgt  bei  

einer  Auswahl  an  Förderverfahren  eine  vertiefte  Prüfung  (vgl.  VV  Nr.  10.2  

zu  Art.  44  BayHO).  Vertieft  geprüft  werden  Fälle,  die  im  Rahmen  der  kur-

sorischen  Prüfung  auffällig  waren,  sowie  darüber  hinaus  eine  Stichprobe  

von  mindestens  10  %  aller  Fälle.  Über  Umfang  und  Tiefe  der  vertieften  

Prüfung  entscheiden  die  Bewilligungsstellen  in  eigener  Verantwortung.   

Die Regelungen zu Nachweis und Prüfung der Verwendung entsprechen 

weitestgehend den bundesrechtlichen Vorgaben (§ 44 Abs. 2 BHO, 

VV Nrn. 10, 11 zu § 44 BHO, ANBest-P-Bund). 

Bei  den  im  Rahmen  der  Krankenhausinvestitionsförderung  geförderten  In-

vestitionsmaßnahmen  richtet  sich  das  Verwendungsnachweisverfahren  

nach  §  5  DVBayKrG.  Der  Krankenhausträger  hat  nach  Maßnahmenende  

innerhalb  einer  vorgegebenen  Frist  einen  Verwendungsnachweis  
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vorzulegen,  der  die  in  §  5  Abs.  1  Satz  1  DVBayKrG  benannten  Angaben  

und  Unterlagen  enthalten  muss.  Die  örtlich  zuständige  Bezirksregierung  

prüft  als  Förderbehörde  jeden  Verwendungsnachweis  grundsätzlich  stich-

probenweise  dahin,  ob  die  Festlegungen  der  fachlichen  Billigung  einge-

halten  sowie  die  förderrechtlichen  Vergabeauflagen  beachtet  wurden.  Das  

Ergebnis  der  Prüfung  des  Verwendungsnachweises  wird  durch  Ab-

schlussbescheid  festgestellt.  

Für  die  zweckentsprechende  Verwendung  der  Mittel  aus  dem  kommuna-

len  Investitionsbudget,  die  nach  Verabschiedung  des  Finanzausgleichs-

änderungsgesetzes  2026  als  gesetzlich  geregelte  Finanzzuweisung  aus-

gereicht  werden,  sind  die  Kommunen  grundsätzlich  selbst  verantwortlich  

(Art.  12a  Abs.  1  Satz  1  BayFAG).  Beim  Mittelabruf  finden  Plausibilitäts-

kontrollen  statt.  Die  Mittel  aus  dem  kommunalen  Investitionsbudget  wer-

den  häufig  für  Maßnahmen  eingesetzt  werden,  für  die  es  auch  staatliche  

Förderprogramme  gibt.  Die  Kommunen  können  die  ihnen  danach  verblei-

benden  Eigenanteile  aus  dem  kommunalen  Investitionsbudget  finanzie-

ren.  Die  Hauptförderung  unterliegt  der  Prüfung  wie  oben  dargestellt.  Von  

den  Maßnahmen,  die  ausschließlich  aus  dem  kommunalen  Investitions-

budget  finanziert  werden,  wird  ein  Anteil  von  5  %  einer  Stichprobenprü-

fung  unterzogen.  

Bei  den  investiven  Stabilisierungshilfen  erfolgt  die  Prüfung  der  zweckent-

sprechenden  Verwendung  vor  der  Auszahlung  der  Mittel.  
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5.  Berücksichtigung  der  Deutschen  Nachhaltigkeitsstrategie  und  des  

demographischen  Wandels  bei  der  Ausgestaltung  der  Programme  

Ausweislich  der  Gesetzesbegründung  der  Bundesregierung  zum  Entwurf  

eines  Gesetzes  zur  Finanzierung  von  Infrastrukturinvestitionen  von  Län-

dern  und  Kommunen  vom  30.  Juli  2025  (BT-Drs.  21/1085)  wurde  mit  dem  

neuen  Artikel  143h  des  Grundgesetzes  eine  Grundlage  für  die  Errichtung  

eines  Sondervermögens  mit  eigener  Kreditermächtigung  von  bis  zu  500  

Milliarden  Euro  für  zusätzliche  Investitionen  in  die  Infrastruktur  und  für  zu-

sätzliche  Investitionen  zur  Erreichung  der  Klimaneutralität  bis  zum  Jahr  

2045  geschaffen,  damit  Bund,  Länder  und  Kommunen  schnell  und  in  aus-

reichendem  Maß  in  ihre  Infrastruktur  investieren  und  so  die  Basis  für  lang-

fristiges  Wirtschaftswachstum  schaffen  können.  Das  LuKIFG  zielt  konkret  

auf  den  Abbau  von  Defiziten  der  Infrastruktur  ab,  die  in  der  Aufgabenzu-

ständigkeit  der  Länder  und  ihrer  Kommunen  liegt.  

Hierdurch  soll  eine  wesentliche  Grundlage  für  nachhaltiges  Wirtschafts-

wachstum  geschaffen  werden.  Auch  wenn  sich  die  Deutsche  Nachhaltig-

keitsstrategie  ausschließlich  an  die  Bundesregierung  richtet,  werden  

durch  die  gesetzlichen  Zweckbestimmungen  darin  enthaltene  Ziele  und  

Instrumente  wie  z.  B.  nachhaltiges  Bauen  und  Verkehrswende,  For-

schung,  Innovation  und  Digitalisierung  entsprechend  mitberücksichtigt  (s.  

i.  E.  Aufstellung  zu  TNr.  3).  Im  Grundsatz  bleibt  es  jedoch  dabei,  dass  für  

die  Bayerische  Staatsregierung  die  Bayerische  Nachhaltigkeitsstrategie  

ausschlaggebend  ist,  die  gewisse  Parallelitäten  zur  Deutschen  Nachhal-

tigkeitsstrategie  aufweist.  

Bei  der  Bemessung  des  kommunalen  Investitionsbudgets  wird  auch  der  

bei  der  Schlüsselzuweisung  geltende  Demografiefaktor  berücksichtigt,  so  

dass  Kommunen  mit  einer  rückläufigen  Einwohnerzahl  eine  höhere  Zu-

weisung  erhalten.   
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6.  Möglichkeiten  zur  Identifikation  und  Bezifferung  von  Ausgaben  für  

Anrechnung  auf  Grüne  Bundeswertpapiere  (§  5  Abs.  5  LuKIFG-VV)  

Ggf.  kommt  die  Umsetzung  von  Hochwasserschutzmaßnahmen  in  Frage;  

die  Mittel  hierfür  sind  bei  Kapitel  13  26  Titel  789  82  veranschlagt.  Die  Maß-

nahme  fällt  unter  den  Infrastrukturbereich  Bevölkerungsschutz  nach  §  3  

Abs.  1  LuKIFG.  Die  Ist-Zahlen  finden  Sie  nach  Abschluss  des  jeweiligen  

Haushaltsjahres  in  der  entsprechenden  Haushaltsrechnung;  die  Haus-

haltsrechnungen  sind  im  Herbst  des  Folgejahres  unter  folgendem  Link  ab-

rufbar:  

https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/haushaltsrechnungen. 

Weitergehende  Informationen  zur  Hochwasserschutzstrategie  in  Bayern  

finden  Sie  auf  der  Seite  des  Bayerischen  Staatsministeriums  für  Umwelt  

und  Verbraucherschutz  (https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasser-

wirtschaft/hochwasser/index.htm). 

https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/haushaltsrechnungen
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasser%ADwirtschaft/hochwasser/index.htm
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